
Liebe Freundinnen und Freunde,

unser Einsatz zeigt Wirkung: Im hes-
sischen Landtag steht zur Debatte, ein 
weitreichendes Werbeverbot im Schul-
gesetz zu verankern. Dem Einfluss von 
Unternehmen und Verbänden auf die 
Bildung wären damit engere Grenzen 
gesetzt. Die SPD wiederum hat verspro-
chen, den Einfluss von Vermögenden auf 
die Politik zum Thema zu machen. Das 
ist lange überfällig. Und sie hat endlich 
auch ein verpflichtendes Lobbyregister 
entworfen - kurz, nachdem wir einen 22 
Paragrafen starken Gesetzentwurf dazu 
vorgestellt hatten.

Ausruhen können und wollen wir uns 
allerdings nicht. Die Union wird die 
Einführung eines Lobbyregisters in dieser 
Legislaturperiode wohl blockieren. Und 
die neuesten Vorschläge der SPD für mehr 
Transparenz im Parteisponsoring sind 
enttäuschend. Eine angemessene Antwort 
auf die „Rent-a-Sozi-Affäre“ sähe ganz an-
ders aus. Deshalb werden wir den Druck 
aufrechterhalten und im Bundestagswahl-
kampf mit aller Kraft für unsere Anliegen 
kämpfen.

Vielen Dank, dass Sie uns dafür Rücken-
wind geben!

Mit herzlichen Grüßen!

Imke Dierßen
Politische Geschäftsführerin

editorialEs läuft wie nach Drehbuch: Nach dem Rent-a-Sozi-Skandal um gekaufte Lobbytreffen hat die SPD Transparenz 
versprochen und angekündigt, den Lobbyismus besser zu regulieren. Nun heißt es: Dran bleiben. Sonst wird´s 
nichts mit dem Happyend für die Demokratie.
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Es wird spannend. Weil Lobbyisten in 
Deutschland immer noch weitgehend im 
Dunkeln agieren können, stellten wir An-
fang Februar gemeinsam mit Abgeordneten-
watch einen Gesetzentwurf für ein Lobbyre-
gister vor. Dieses würde Lobbyisten erstmals 
verpflichten, ihre Auftraggeber, finanziellen 
Hintergründe und politischen Ziele offenzu-
legen. Nun hat die SPD darauf reagiert. 

Die durch den „Rent-a-Sozi-Skandal“ um 
gekaufte Lobbytreffen mit SPD-Spitzenpo-
litikern unter Druck geratenen Sozialdemo-
kraten stellten Ende Februar einen eigenen 
Gesetzentwurf zum Thema vor. Dieser 
weist in die richtige Richtung, und greift 
einige unserer Forderungen auf. Weil die 
Unionsparteien weiter blockieren, ist eine 
Umsetzung vor der Bundestagswahl aber fast 
ausgeschlossen. Mehr Transparenz scheuen 
die christlichen Parteien in diesem Bereich 
offensichtlich wie der Teufel das Weihwasser. 

SPD liefert keine adäquate Antwort auf Rent-a-Sozi 
Allerdings: Auch ein Lobbyregister hätte 
Rent-a-Sozi nicht verhindert. Dafür bräuch-
te es eine konsequente Reform des Partei-
engesetzes und klare Regeln zum Sponso-
ring. Dieses hat sich in den vergangenen 
Jahren zum Schlupfloch für intransparente 

Lobbygelder entwickelt. Auch hier hat die 
SPD wegen des öffentliches Drucks einen 
Vorschlag gemacht. Dieser bleibt jedoch 
weit hinter unseren Erwartungen zurück. 
So fehlt das explizite Verbot käuflichen 
Zugangs zu Politikern. Parteieigene Firmen, 
die bei dem Skandal eine wesentliche Rolle 
spielten, werden überhaupt nicht erfasst. 
Und die Schwellenwerte, ab wann Spon-
soring offen gelegt werden soll, sind viel zu 
hoch angesetzt. Eine ernsthafte Antwort auf 
Rent-a-Sozi sieht anders aus.  

Nur Transparenz schafft Vertrauen 
Wir wollen deshalb dafür sorgen, dass 
das Thema Lobbyregulierung auch im 
Wahlkampf eine Rolle spielt. Lobbykon-
trolle und -transparenz sind eine zentrale 
Voraussetzung für eine nachhaltig funktio-
nierende Demokratie. Nur so kann verloren 
gegangenes Vertrauen in die Politik zurück 
gewonnen werden. Bleiben die Parteien 
untätig, leisten sie jenen Vorschub, die mit 
vermeintlich einfachen Antworten punkten 
wollen, zugleich aber die Grundlagen 
unserer freiheitlichen Gesellschaft in Frage 
stellen. Die wahlkämpfenden Parteien 
müssen erkennen: Der Ausweg aus der 
Repräsentationskrise führt nur über mehr 
Transparenz und Demokratie.

Timo Lange
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Protestaktion beim CDU-Parteitag in Essen im Dezember 2016.
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Lobbyismus braucht Licht
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Schon seit einigen Jahren setzen wir uns 
dafür ein, dass im Armuts- und Reichtums-
bericht der Regierung auch die gesellschaft-
liche Macht der Reichen untersucht wird. 
Zunächst mit Erfolg: Das Arbeitsministe-
rium, das den Bericht koordiniert, gab dazu 
mehrere Studien in Auftrag und verfasste 
ausführliche Textstellen zu ungleichem 
Einfluss und Lobbyismus. 

Reiche finden Gehör, die anderen nicht
Besonders interessant und brisant dabei: Eine 
Studie wies nach, dass die Interessen von 
Wohlhabenden systematisch mehr Berück-
sichtigung in politischen Entscheidungen 
finden als die Interessen der Armen und der 
Mittelschicht. Doch bei der Abstimmung 
zwischen den Ministerien setzte das Kanzler-
amt den Rotstift an. So wurde etwa folgende 
Aussage gelöscht: „Personen mit geringe-
rem Einkommen verzichten auf politische 
Partizipation, weil sie Erfahrungen machen, 
dass sich die Politik in ihren Entscheidungen 
weniger an ihnen orientiert.“ Auch Passagen 
zu den Themen soziale Ungleichheit und 
Einfluss wurden ersatzlos gestrichen. 
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Das Thema Reichtum und Einfluss ist offenbar eine heikle Angelegenheit für die Bundesregierung. Das 
Kanzleramt strich kurzerhand brisante Passagen aus dem Armuts- und Reichtumsbericht. Aber das 
SPD-geführte Arbeitsministerium möchte sich damit nicht abfinden.

Machtkampf um unbequeme Wahrheiten

Als Grund nannte das Kanzleramt unter 
anderem, dass die Datenlage zu dünn sei.
Der Bericht befindet sich aktuell noch in der 
Abstimmung. Mittlerweile wird es knapp 
mit einer Veröffentlichung noch in dieser 
Legislaturperiode. Das mag auch daran lie-
gen, dass wir die Streichungen nicht einfach 
so hingenommen haben, sondern sie einer 
breiten Öffentlichkeit bekannt machten 
und damit für einigen Wirbel sorgten. Die 
zuständige Ministerin Andrea Nahles (SPD) 
hat sich inzwischen öffentlich hinter die 
Studienergebnisse gestellt, die nach Ansicht 
des CDU-geführten Kanzleramts nur stark 
gekürzt wiedergegeben werden sollten. 

Lobbyregister als Lösung 
Wir fordern, dass die Macht der Reichen 
öffentlich diskutiert wird statt sie zu ver-
tuschen. Außerdem brauchen wir endlich 
mehr Lobbytransparenz. Nur so könnten 
wir tatsächlich mehr darüber erfahren, wie 
Reiche (aber auch andere) in Deutschland 
Einfluss nehmen. Dann bräuchte sich das 
Kanzleramt auch nicht mehr über die 
schlechte Datenlage beschweren.

Christina Deckwirth

Mit einer neuen Datenbank machen wir die 
unübersichtlichen Parteispenden über-
sichtlich. Denn, das ist kein Scherz: Die 
Listen mit den Spenden an die Parteien 
werden auch im Jahr 2017 noch teilweise als 
gescannte Dokumente veröffentlicht. Heißt: 
Sie sind nur schwer zu lesen und nicht 
automatisch durchsuchbar. Ein Schelm, wer 
Böses dabei denkt.
Daher arbeiten wir seit einigen Monaten an 
einer Parteispenden-Datenbank. Einfach 
und übersichtlich werden wir veröffentli-
chen, wer, an wen, wie viel gespendet hat. 
In den nächsten Wochen werden wir die 
Datenbank veröffentlichen. 

Felix Kamella

Parteispenden
Wer? An wen? Wie viel?

Geld soll nicht entscheiden, wie stark jemand in der Politik Gehör findet. Auch dafür setzt LobbyControl sich 
ein. Das Bild zeigt zwei Unterstützerinnen auf unserer 10-Jahresfeier. Ob Bosch, BMW oder Bertelsmann: Nach 

außen stellen sich unternehmensnahe Stif-
tungen gerne als großzügige Wohltäter dar. 
Eine neue Studie aus dem Wissenschaftszent-
rum Berlin zeigt: Ganz so einfach ist es nicht. 
Mit ihren Millionenetats stiften sie Profes-
suren und beeinflussen öffentliche Diskurse. 
Zudem betreiben sie Lobbyarbeit. Doch das 
bleibt häufig verborgen: In Deutschland gibt 
es keine Transparenzauflagen für Stiftungen. 
Das muss sich dringend ändern. 

Christina Deckwirth

Stiftungen
Wohltäter oder Lobbyisten?
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Sitz der Bertelsmann-Stiftung in Berlin


